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SS 2012
Übungsfälle zur Veranstaltung „Die Beteiligungsrechte des Betriebsrats“
Fall 1:
A arbeitet seit 10 Jahren im Unternehmen des B, einer Druckerei in Ostdeutschland mit 120 Beschäftigten. Sei einiger Zeit besteht bei B ein Betriebsrat. Zu einem Verbandstarifvertrag ist es in der Region nie gekommen. Das Verlangen von ver.di nach einem Haustarifvertrag hat B mit den Worten abgelehnt: „Das haben wir noch nie so gemacht. Da könnte ja jeder kommen. Wo kämen wir dahin?“ Weil A besonders tüchtig ist, hat B ihm vor 5 Jahren einzelvertraglich ein Weihnachtsgeld in Höhe von 250 Euro zugesagt. Einige Zeit später erhält B einen Großauftrag, der ihn finanziell in die Lage versetzt, sämtlichen Mitarbeitern zu Weihnachten eine Gratifikation zu gewähren. B schließt daraufhin mit dem bei ihm bestehenden Betriebsrat schriftlich eine Betriebsvereinbarung, nach der jeder Mitarbeiter zu Weihnachten 500 Euro zusätzlich erhält. Auf der Grundlage dieser Betriebsvereinbarung zahlt B an seine Mitarbeiter diesen Betrag in den Jahren 2008, 2009 und 2010. Im März 2011 wird der Auftraggeber insolvent. Daraufhin kündigt B die Betriebsvereinbarung über die Zusatzleistung zum 30.6.2011.
Nunmehr fragt A, ob er zu Weihnachten 2011 gleichwohl einen Anspruch auf Zahlung von 500 Euro oder zumindest von 250 Euro hat. 
Hinweis:

Die folgende Lösungsskizze ist nicht ausformuliert, sondern enthält nur die wesentlichen Stichworte. In der Abschlussklausur, die aus zwei Fällen mit vergleichbarem Schwierigkeitsgrad besteht, wird ein ausformulierter Text im Gutachtenstil erwartet (vgl. dazu auch das seit Semesterbeginn angebotene Begleitkolleg, das sich primär an Sozialwissenschaftler richtet, aber auch anderen Studenten offen steht).

I. Anspruch des A gegen B auf Zahlung von 500 € aus § 611 BGB iVm Betriebsvereinbarung
1. Arbeitsvertrag zwischen A und B

2. Wirksame Betriebsvereinbarung (§ 77 IV 1 BetrVG)

a) Einigung zwischen B und BR über BV

b) Allgemeine Regelungskompetenz (+)

c) Schriftform eingehalten (§ 77 II 1 BetrVG > § 125 S. 1 BGB)

d) Verstoß gegen § 77 III 1 BetrVG?

Betrieb muss unter Geltungsbereich eines zwingenden TV fallen oder Regelung in TV muss üblich sein, hier nicht der Fall,
Frage der Anwendbarkeit von § 77 III BetrVG im Verhältnis zu § 87 I Eingangssatz kann daher offen bleiben
e) Beendigung der BV durch Kündigung?

aa) BV mit Drei-Monatsfrist grds. kündbar (§ 77 V BetrVG)
bb) Hier: Kündigung im März mit Drei-Monatsfrist bis Ende Juni
cc) Weitergeltung gemäß § 77 VI BetrVG?
Nur, wenn Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG

Mitbestimmungsrecht bezieht sich gegenständlich grds. auf alle Entgeltleistungen, also auch auf Weihnachtsgeld;

Mitbestimmungsrecht betrifft aber nur Verteilungsgrundsätze, während der Dotierungsrahmen mitbestimmungsfrei vom Arbeitgeber vorgegeben wird

Hier Mitbestimmung somit (-), weil B Zusatzleistung vollständig abbauen will

dd) Besitzstandsschutz?

Grds. kein schutzwürdiges Vertrauen auf Fortbestand der BV

Auch mehrmalige Zahlungen aufgrund einer BV begründen keine betriebliche Übung, Kündigung einer BV bliebe ansonsten wirkungslos
Erg.: Kein Anspruch von A gegen B auf Zahlung von 500 €

II. Anspruch des A gegen B auf Zahlung von 250 € aus § 611 BGB

1. Einzelvertragliche Abrede über 250 €

2. Auswirkung von Abschluss und Kündigung der BV?
a) Während der BV Anspruch auf 500 € (§ 77 IV 1 BetrVG)

b) Einzelvertragliche Abreden werden überlagert, sind aber grds. nicht nichtig

c) Mit Ablauf der Kündigungsfrist der BV lebt einzelvertragliche Abrede wieder auf

Erg.: Anspruch von A gegen B auf Zahlung von 250 €
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